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Le Chargé d ’Affaires de Suisse à Vienne, J.J. von Tschudi, 
au Président de la Confédération, J. Dubs

R Wien, 15. Juni 1868

Trotz wiederholter Warnungen von Seite der schweizerischen Gesandtschaft in 
Wien kommt es fortwährend noch sehr häufig vor, dass Eltern aus den Cantonen 
Freiburg, Waadt und Neuchätel ihre Kinder, meistens Mädchen von 8 bis 12 Jäh­
ren — über briefliche Aufforderungen von Zwischenhändlerinnen in Wien, oder 
durch Vermittelung solcher Personen in der Schweiz — nach Österreich, haupt­
sächlich nach Ungarn und Croatien schicken. Diese Kinder sollen dazu bestimmt 
sein, als Gespielinnen von Kindern adeliger Familien, gewöhnlich ärmerer, die 
nicht die Ausgabe für eine französische Gouvernante oder Bonne machen kön­
nen, zu dienen, damit diese Kinder von jenen spielend französisch lernen. 
Gewöhnlich wird das Übereinkommen getroffen, dass die betreffende Familie 
dem Kinde nach drei Jahren die Rückreise nach der Heimath bezahlen werde. An 
dieses Verhältniss knüpfen sich nun zahlreiche sehr bedauerliche Missbräuche; 
die armen kleinen Schweizerinnen werden oft misshandelt und müssen am Nöt- 
higsten, selbst in Bezug auf Nahrung und Kleider Mangel leiden; es kommen Fälle 
vor, dass sie geradezu wie Sclaven behandelt werden. Andere Familien, um den 
Kindern die Rückreise nicht bezahlen zu müssen, schicken sie unter irgend einem 
Vorwande vor Ablauf der drei Jahre aus dem Hause weg, und sie fallen dann der 
schweizerischen Gesandtschaft zur Last. Heute z. B. wurde mir von der k.k. Poli- 
zeidirection die 13jährige Marie Leonie Rauss aus Freiburg übergeben, welche 
vor circa 5/4 Jahren die Frau des Grafen Robert Orssich, Hauptmann in der 
Armee, in Warasdin (Croatien) aus Freiburg kommen liess. Graf Orssich löste 
vorgestern in Warasdin für das Mädchen ein Eisenbahnbillet und schickte es 
allein, mit einem Gulden Reisegeld, nach Wien! Andere Familien weigern sich 
auch nach Ablauf der 3 Jahre, den Kindern die Heimreise zu bezahlen, und wieder 
andere verweigern auf das Hartnäckigste die Herausgabe der Kinder.

Diplomatische Reclamationen sind in neuerer Zeit fast gänzlich erfolglos; das 
kk. Ministerium des Äussern erhält, selbst über dringende Aufforderungen, vom 
ungarischen Ministerium nur äusserst verspätete Antwort, wie es bei wiederhol­
ten Reclamationen von meiner Seite, die vom hiesigen Ministerium des Äussern 
unverzüglich zur Kenntniss des ungarischen Ministeriums gebracht wurden, der 
Fall war. Gerichtliche Schritte sind sehr kostspielig und bieten in den meisten Fäl­
len keine Aussicht auf Erfolg, da in der Regel die Engagements ohne Contracte 
brieflich oder mündlich abgeschlossen werden. Ich ersuche Sie daher dringendst, 
hochgeehrter Herr Bundespräsident, den betreffenden Regierungen den Inhalt 
dieser Depesche mitzutheilen und dieselben zu veranlassen, durch die öffentli­
chen Blätter dahin zu wirken, dass dem gewissenlosen Kinderschacher der Eltern 
Einhalt gethan werde. Am besten wäre es wohl, wenn die respectiven Polizeidi- 
rectionen den minderjährigen Kindern keine Pässe ausstellen würden, wenn sich
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deren Eltern nicht wenigstens durch Contracte oder sonst auf eine vollkommen 
genügende Weise legitimiren könnten, dass die Zukunft der Kinder gesichert sei.1

1. Décision du Conseil fédéral dans sa séance du 19 juin 1868: «Nach Antrag des politischen  
Departements ist beschlossen worden: Kenntnisgabe an die Regierungen von Freiburg, Waadt 
und Neuenburg zu geeigneten Verfügungen für Verhinderung dieses Missbrauches.» Cf. PVCF  
E 1004 1 /7 3 , 2660.
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Le Chargé d ’Affaires de Suisse à Vienne, J. J. von Tschudi, 
au Président de la Confédération, J. Dubs

RP  Wien, 18. Juni 1868

Auf Ihre heute empfangene Depesche vom 15. Juni1, in der Sie mir den Wunsch 
ausdrüken, dahin zu wirken, dass die verschiedenen Verträge zwischen der 
Schweiz und Österreich womöglich noch im Laufe dieses Monats unterzeichnet 
werden möchten, damit sie rechtzeitig der Bundesversammlung vorgelegt werden 
können, beehre ich mich, Ihnen folgendes zu erwiedern.

Das Haupthinderniss, welches sich jezt noch der Unterzeichnung des Post-und 
Handelsvertrages entgegenstellt, liegt in dem Umstande, dass die Ministerien der 
beiderseitigen Reichshälften bis jezt noch nicht dahin gelangt sind, sich über die 
permanente Formel zu einigen, mit der für die Zukunft bei internationalen Ver­
trägen die Staaten Sr. Majestät des Kaisers von Österreich bezeichnet werden sol­
len. Es werden bereits seit vier Wochen fortwährend Verhandlungen zwischen 
den betreffenden Ministerien gepflogen, ohne dass sie bis heute den wünschens­
w erten  Erfolg gehabt hätten. Es wird mir von competenter, sowohl österreichi­
scher als ungarischer Seite die bestimmte Versicherung gegeben, dass die Frage in 
den nächsten Tagen durch ein Kaiserliches Decret entschieden werden soll, da bis 
zum 1. Juli auch der österreichisch-englische Handelsvertrag unterzeichnet wer­
den soll. Ich kann natürlich weder directe noch indirecte irgend einen Einfluss auf 
den Gang dieser Verhandlungen nehmen, aber ich bitte Sie, überzeugt zu sein, 
dass meinerseits gewiss nicht das Geringste versäumt werden wird, dass die 
Unterzeichnung sobald als nur möglich stattfindet.

Bezüglich des Staatsvertrages wegen der Gränze bei Finstermünzhabe ich mich 
noch gestern auf kurzem Wege an den Herrn Ministerialrath Baron Vesque 
gewendet und ihn dringendst ersucht, alles aufzubieten, dass der Vertrag in den 
nächsten 8 bis 10 Tagen unterzeichnet werden könne.

1. Non reproduite. Cf. E 2200 Vienne 1 /4 9 .
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